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Tempo 30 Rhdnstralle

Grund der Vorlage

-Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN vom 04.06.2016 VO/0473/16
-Beschluss der Bezirksvertretung Cronenberg vom 15.06.2016

- Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN vom 22.11.2016 VO/0941/16
-Beschluss der Bezirksvertretung Cronenberg vom 30.11.2016

Beschlussvorschlag
Die Bezirksvertretung nimmt den Bericht der Verwaltung entgegen.

Einverstandnisse
entfallt

Unterschrift

Reichl
Begrindung

Die Bezirksvertretung Cronenberg bittet die Verwaltung um Prufung, ob die vorhandene 30
km/h-Strecke in der Rhonstral3e bis zur Einfahrt Rhonstral3e 22-66 erweitert werden kann.

In der Vergangenheit wurde dieser Abschnitt der Rhonstral3e mehrfach geprift. Die
sachlichen und rechtlichen Voraussetzungen sind unverandert. Einer Erweiterung der Tempo
30-Strecke kann nicht zugestimmt werden.
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Die RhonstralRe ist als VorfahrtstraRe mit VZ 306 StVO ausgewiesen. Die geplante Anderung
der StVO waére hier anzuwenden.

In dem Bereich der Rhonstral3e 11 bis 22 sind jedoch keine der 0.g. Einrichtungen
vorhanden. Daher besteht auch in absehbarer Zeit keine Méoglichkeit eine Tempo 30-Strecke
anzuordnen.

Die Rhonstral3e ist im Straf3enhierarchieplan der Stadt Wuppertal als Verkehrsstraf3e mit
wichtigem Linienbusverkehr eingestuft.

Nach Angaben der WSW mobil GmbH bewirkt jede Ausweitung einer Tempo 30-Strecke
eine Fahrzeitverlangerung. Die Fahrzeitverlangerung scheint mit Blick auf die ca. 200 Meter
in der Rhonstral3e nur minimale Auswirkungen zu haben, bei einer komplexeren
Gesamtbetrachtung des OPNV-Liniennetzes in Wuppertal kdnnen aber weitere
Ausweitungen von Tempo 30-Strecken, die von den gleichen Linien befahren werden, in der
Summe zu Sprungkosten im sechsstelligen Bereich fiihren. Aus diesem Grund lehnen die
WSW mobil GmbH die Erweiterung der Tempo 30-Strecke in der Rhonstralze aus OPNV-
Beschleunigungsgriinden ab.

Die im Vorbehaltsnetz dargestellten Stral3en haben die Aufgabe die verschiedenen
Verkehrsarten aufzunehmen und auf die angrenzenden Straf3en zu verteilen. Auf den
Stral3en des Vorbehaltsnetzes soll grundsétzlich die innerortlich zugelassene
Geschwindigkeit von 50 km/h gelten. Eine Streckengeschwindigkeitsbeschrankung kommt
deshalb nur aus den in der Verwaltungsvorschrift zu Zeichen 274 (zulassige
Hochstgeschwindigkeit) genannten Grinden in Betracht. Urséchlich kénnen z.B. eine
unstetige StraRenfihrung, Kurvenlage oder Gefallstrecken sein.

Die Rhonstral3e ist unfallunauffallig. Somit scheidet ein Rechtfertigungsgrund fir eine
Geschwindigkeitsbeschrankung aus.

Die Tempo 30-Strecke in der Killenhahner StralRe basiert auf den damals gltigen
Schulwegerlass. Nach dem Schulerlass war es méglich, die Geschwindigkeit ca. 300 Meter
im Bereich einer Grundschule auf 30km/h herabzusetzen.

Die Tempo 30-Strecke wurde ausnahmsweise bis zur Rhonstral3e tber den Odenwaldweg
hinaus erweitert, da sich am Odenwaldweg ein Kinderspielplatz befindet. Im Kurvenbereich
der Rhonstralie queren Kinder die Fahrbahn, um das gegeniiberliegende Wohngebiet zu
erreichen. Der Kurvenbereich ist unubersichtlich. Eine Querungsmaoglichkeit im gradlinig
verlaufenden Teil der Rhonstral3e wirde aufgrund der umsténdlichen Umwege nicht
angenommen werden. Hier wurde zur Vermeidung von Unfallen mit Personenschaden
zugunsten einer Geschwindigkeitsreduzierung entschieden.

Der Gesetzgeber hat die Anderung der StVO in Bezug auf die Anordnungsvoraussetzungen
fir Tempo 30-Strecken bereits beschlossen. Zuklinftig besteht nach Inkrafttreten der
geadnderten StVO die Mdoglichkeit, Tempo 30-Strecken auch an innerdrtlich klassifizierten
Stral3en sowie auf weiteren Vorfahrtstralen insbesondere vor allgemeinbildenden Schulen,
Kindergarten, Kindertagesstatten aber auch vor Altenheimen und Krankenh&usern
anzuordnen.

Die Bundesregierung hat zunéachst den Auftrag einen Leitfaden in Form einer
Verwaltungsvorschrift zu verfassen.

Demografie-Check
entfallt

Kosten und Finanzierung
entfallt
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Zeitplan
entfallt

Seite: 3/3



	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

